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Entscheidungserhebliche Normen 

§ 3 VgV 

§ 17 EU Abs. 1 Nr. 3 VOB/A 

 

1. Gemäß § 17 EU Abs. 1 Nr. 3 VOB/A kann eine Ausschreibung aufgehoben werden, wenn 

„andere schwerwiegende Gründe“ bestehen. Ein derartiger schwerwiegender Grund kann 

vorliegen, wenn selbst das niedrigste wertungsfähige Angebot höher liegt als die verfügbaren 

Mittel. 

2. Ein schwerwiegender Grund ist nicht gegeben, wenn der Auftraggeber den Finanzbedarf zu 

gering bemessen hat. Zudem darf der Aufhebungsgrund dem Auftraggeber nicht zurechenbar 

bzw. dessen Vorliegen vom Auftraggeber selbst zu verantworten sein. 

3. Steht fest, dass die Kostenschätzung mit den Marktpreisen aufgrund deren extremer 

Entwicklung u.a. wegen des Ukraine-Kriegs nicht konform war, ist eine Aktualisierung der 

Kostenschätzung nicht deshalb entbehrlich, weil Stoffpreisgleitklauseln in die 

Vergabeunterlagen aufgenommen wurden, die die stoffgebundenen Preissteigerungen 

abfedern sollten, wenn diese lediglich Preissteigerungen erfassen, die sich zwischen 

Submissionstermin und Abrechnungszeitpunkt ergeben, nicht jedoch solche, die vor 

Angebotsabgabe eingetreten sind. 


